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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2019 Ausgegeben am 31. Juli 2019 Teil I

Anderung des Bildungsinvestitionsgesetzes
(NR: GP XXVI IA 871/A AB 647 S. 84. BR: AB 10206 S. 896.)

87. Bundesgesetz:

87. Bundesgesetz, mit dem das Bildungsinvestitionsgesetz geiindert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bildungsinvestitionsgesetz, BGBIL. I Nr. 8/2017, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz
BGBI. I Nr. 26/2018 sowie durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBL. I Nr. 164/2017, wird
wie folgt gedndert:

1. § 1 Abs. I lautet:

(1) Ziel ist es, dass ein flichendeckendes Angebot an Tagesbetreuung an ganztigigen Schulformen
und anderen Betreuungseinrichtungen fiir 40 % der Kinder von 6 bis 15 Jahren bzw. bei 85 % der
allgemein bildenden Pflichtschulen zur Verfiigung steht. Weiters sollen an ganztigigen Schulformen auch
auBerschulische Betreuungsangebote wéihrend der Ferienzeiten (auch Herbstferien) zur Verfiigung stehen.
Zu diesem Zweck soll das Angebot der ganztigigen Schulformen fiir Schiilerinnen und Schiiler an
offentlichen und mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestatteten ganztiigigen Schulen in bedarfsgerechter
Form erhalten und weiter ausgebaut werden. Dafiir stellt der Bund Mittel fiir

1. die gesetzlichen Schulerhalter 6ffentlicher Pflichtschulen, die nicht Praxisschulen sind, und
2. die Schulerhalter von mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestatteten ganztéigigen Schulen

zur Verbesserung der schulischen Infrastrukturen und fiir Personalkosten im Freizeitbereich ganztigiger
Schulformen im Zusammenhang mit neu geschaffenen Betreuungsplitzen zur Verfiigung. Ein Teil dieser
Mittel steht auch fiir bestehende Betreuungsplétze zur Verfiigung.*

2.In§ 1 Abs. 2 wird vor der Wendung ,,weitere Ausbau* die Wendung ,,Erhalt und* eingefiigt.
3. Die Uberschrift des 2. Abschnittes lautet:

»Anschubfinanzierungsmittel des Bundes*

4. § 2 samt Uberschrift lautet:
»Zweckzuschiisse fiir ganztigige Schulformen

§ 2. (1) Der Bund stellt fiir den Freizeitbereich im Rahmen der schulischen Tagesbetreuung sowie
fir auBerschulische Betreuungsangebote an ganztigigen Schulformen auch in den Ferienzeiten in den
Schuljahren 2019/20 bis 2032/33 den Betrag von insgesamt 750 Millionen Euro zur Verfiigung. Die den
Landern davon als Zweckzuschuss gemdl den §§ 12 und 13 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948
(F-VG 1948), BGBI. Nr. 45/1948, zur Verfiigung stehenden Betrige in Hohe von insgesamt 428
Millionen Euro verteilen sich wie folgt:

2020 2021 und 2022 2023 bis 2033
32 500 000 je 30 000 000 je 30 500 000
(2) Die Betrige gemi3 Abs. 1 werden je Bundesland wie folgt aufgeteilt:
2020 2021 2022 2023 bis 2033
Gesamtsumme | Gesamtsumme | Gesamtsumme Gesamtsumme
in Euro in Euro in Euro in Euro
(hochstens) (hochstens) (hochstens) (hdchstens)
Burgenland 1103 118,25 1018 263,00 1018 263,00 je 1035 234,05
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Kérnten 2173 912,98 2006 688,90 | 2006688,90 | je2040133,72
Niederosterreich | 6 248 313,18 5767 673,70 5767673,70 | je5 863 801,59
Oberdsterreich | 5 482 909,90 5061 147,60 5061 147,60 | je5 145 500,06
Salzburg 2 055 989,33 1 897 836,30 1 897 836,30 | je 1929 466,90
Steiermark 4693 066,30 | 4332061,20 | 4332061,20 | je4404 262,22
Tirol 2 739 935,25 2529171,00 | 2529171,00 | je2 571 323,85
Vorarlberg 1430 684,45 1320631,80 1320631,80 | jel 342 642,33
Wien 6572 070,36 6 066 526,50 6 066 526,50 | je 6167 635,28
Osterreich 32 500 000,00 | 30 000 000,00 | 30 000 000,00 | je 30 500 000,00

(2b) Die Betrige fiir das Jahr 2020 erhohen sich fiir die einzelnen Bundesldnder um 80 % der je
Bundesland nicht verbrauchten Mittel gemaf3 Art. 4 Abs. 1 der Vereinbarung gemif Art. 15a B-VG iiber
den Ausbau der ganztigigen Schulformen, BGBI. I Nr. 115/2011, sowie Art. 4 Abs. 2 und Art. 5 Abs. 2
der Vereinbarung gemif3 Art. 15a B-VG iiber den weiteren Ausbau ganztigiger Schulformen, BGBI. I
Nr. 192/2013.

(3) Werden die Betrige des Bundes gemdfl Abs. 2 im jeweiligen Bundesland nicht zur Génze
ausgeschopft, konnen diese bis in das Jahr 2033 jeweils in das nichste und iiberndchste Jahr iibertragen
werden. Dasselbe gilt fiir die Betrige gemél Abs. 2b, jedoch kdnnen die Mittel nur bis in das Jahr 2022
ibertragen werden.

(4) Jedenfalls 75 % bis 80 % der Gesamtsummen pro Bundesland gemil Abs.2 diirfen
ausschlieBlich zur Erreichung des Ausbauziels entsprechend den Ausbauplédnen gemil3 § 5 Abs. 7 fiir die
schulische Tagesbetreuung und die Ferienbetreuung im Zusammenhang mit neu geschaffenen
Betreuungsplitzen fiir Qualitdtsverbesserungen im Infrastrukturbereich, zur Abdeckung von tatsdchlich
anfallenden Personalkosten im Freizeitbereich schulischer Tagesbetreuungen (§8 lit.j des
Schulorganisationsgesetzes, BGBIL. Nr. 242/1962) sowie fiir auBlerschulische Betreuungsangebote an
ganztigigen Schulformen in den Ferienzeiten bzw. an fiir schulfrei erkldrten Tagen nach Maligabe der
folgenden Bestimmungen fiir 6ffentliche allgemein bildende Pflichtschulen, die nicht Praxisschulen sind,
und fiir mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestattete ganztiigige Schulen bis zur neunten Schulstufe
eingesetzt werden.

(4a) Die verbleibenden bis zu 25 % der Mittel gemd3 Abs. 2 und die Mittel gemill Abs. 2b kénnen
fiir bestehende schulische Tagesbetreuungen fiir Qualititsverbesserungen im Infrastrukturbereich, zur
Abdeckung von tatsdchlich anfallenden Personalkosten im Freizeitbereich schulischer Tagesbetreuungen
(§ 8 lit. j des Schulorganisationsgesetzes) sowie fiir bestehende auBerschulische Betreuungsangebote an
ganztdgigen Schulformen in den Ferienzeiten bzw. an fiir schulfrei erklarten Tagen nach Maligabe der
folgenden Bestimmungen fiir 6ffentliche allgemein bildende Pflichtschulen, die nicht Praxisschulen sind,
und fiir mit dem Offentlichkeitsrecht ausgestattete ganztiigige Schulen bis zur neunten Schulstufe
verwendet werden.

(4b) In Landern, in welchen der Anteil der Schiilerinnen und Schiiler in ganztigigen Schulen
entsprechend den Daten der Stellenplanantrige gemdf3 Art. IV des Bundesverfassungsgesetzes, mit dem
das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 hinsichtlich des Schulwesens gedndert wird,
BGBI. Nr.215/1962, des jeweiligen Schuljahres bereits mindestens 30 % betrégt, stehen die
Gesamtsummen gemél Abs. 2 auch fiir MaBBnahmen gemif Abs. 4a zur Verfiigung.

(5) Die fiir das Jahr 2020 vorgesehenen Anschubfinanzierungsmittel gemal3 Abs. 2b kénnen nach
MaBgabe des § 3 auch fiir infrastrukturelle Maflnahmen des Schuljahres 2018/19 verwendet werden, die
noch nicht nach einer der in Abs. 2b genannten Vereinbarungen gemiB Art. 15a B-VG gefordert
wurden.“

5. § 3 lautet:

-8 3. (1) Fiir die Verbesserung der schulischen Infrastrukturen ganztigiger Schulformen konnen die
Léander den Schulerhaltern fiir infrastrukturelle Malnahmen Mittel geméB § 2 zur Verfligung stellen.

(1a) Der Hochstbetrag je Gruppe in der schulischen Tagesbetreuung betrdgt einmalig 55 000 Euro,
hochstens jedoch die nachzuweisenden, tatsdchlich angefallenen Investitionskosten. Mal3geblich ist die
Zahl der Gruppen, um die die ganztdgige Schulform durch die Investition erweitert wurde.

(2) Aus den gemil § 2 je Bundesland zur Verfiigung stehenden Mitteln konnen den Schulerhaltern
Mittel in Héhe von bis zu 70 % des Hochstbetrages geméll Abs. 1a gewéhrt werden, hochstens jedoch die
nachzuweisenden, tatsdchlich angefallenen Investitionskosten abziiglich allfillig gewéhrter Forderungen
der Liander oder Zuwendungen Dritter zur Verbesserung der schulischen Infrastrukturen der ganztégigen
Schulform.
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(3) Diese Mittel werden insbesondere fiir
1. die Schaffung oder Adaptierung von Speisesilen und Kiichen,
2. die Schaffung oder Adaptierung von Rdumen fiir eine addquate Betreuung,
3. die Schaffung oder Adaptierung von Spielpldtzen und dhnlichen Auflenanlagen,
4. die Anschaffung von Einrichtung(sgegensténden) fiir oben genannte Adaptierungen,
5. die Anschaffung von beweglichem Anlagevermdgen oder
6. die Schaffung und Ausstattung von Lehrerinnen- und Lehrerarbeitsplétzen
den Schulerhaltern bereitgestellt.

(4) Bei Qualititsverbesserungen an bestehenden schulischen Tagesbetreuungen gelten die Abs. 1 bis
3 mit der Maf3gabe, dass bei der Berechnung des Hochstbetrages geméll Abs. la die Zahl der bestehenden
Gruppen der ganztigigen Schulform mafgeblich ist, auf die sich die Qualitdtsverbesserung bezieht.*

6. § 4 lautet:

.8 4. (1) Die Mittel gemal § 2 werden zur Abdeckung von tatsdchlich anfallenden Personalkosten
im Freizeitbereich in der schulischen Tagesbetreuung sowie fiir aulerschulische Betreuungsangebote an
ganztigigen Schulformen in den Ferienzeiten bzw. an fiir schulfrei erklirten Tagen gewahrt.

(2) Der Hochstbetrag je eingerichteter Gruppe in der schulischen Tagesbetreuung betrigt 9 000 Euro
jéhrlich, hochstens jedoch die nachzuweisenden, tatsdchlich angefallenen Personalkosten. Fiir Gruppen
mit Kindern mit sonderpiddagogischem Forderbedarf kann der Betrag von 9 000 Euro entsprechend der
Richtlinien gemif § 6 erhoht, maximal jedoch verdoppelt, werden.

(3) Der Hochstbetrag der Mittel fiir Personalkosten fiir auerschulische Betreuungsangebote an
ganztdgigen Schulformen in den Ferienzeiten bzw. an fiir schulfrei erkldrten Tagen betrdgt pro
eingerichteter Gruppe jdhrlich 6 500 Euro, hochstens jedoch die nachzuweisenden, tatsidchlich
angefallenen Personalkosten.

(4) Aus den geméal § 2 je Bundesland zur Verfiigung stehenden Mitteln kdnnen den Schulerhaltern
Mittel in Hohe von bis zu 70 % des Hochstbetrages gemdll Abs. 2 bzw. 3 gewidhrt werden.*

7. § 4a samt Uberschrift entfillt.

8. § Sund§ 6, jeweils samt Uberschrift, lauten:
»Bedingungen fiir die Gewihrung von Mitteln

§ 5. (1) Die Tagesbetreuung muss an allen Schultagen mit Ausnahme des Samstags bis jedenfalls
16:00 Uhr und bei Bedarf ab 07:00 Uhr bis Unterrichtsbeginn bzw. bis 18:00 Uhr angeboten werden.

(2) Die auBerschulische Betreuung an ganztigigen Schulformen in den Ferienzeiten muss an allen
Werktagen (Montag bis Freitag) ab 8:00 Uhr bis jedenfalls 16:00 Uhr und bei Bedarf bis 18:00 Uhr
angeboten werden.

(3) Investitionen fiir die Verbesserung der schulischen Infrastrukturen ganztidgiger Schulformen
haben den Grundsitzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckméBigkeit zu entsprechen.
Insbesondere ist dabei auf die padagogischen Erfordernisse einer qualititsvollen ganztigigen Betreuung
der Schiilerinnen und Schiiler Bedacht zu nehmen. Sie werden nur an Standorten durchgefiihrt, deren
Bestand vor dem Hintergrund der absehbaren demographischen Entwicklung als gesichert angesehen
werden kann.

(4) Fiir die Freizeit sind den schulrechtlichen Bestimmungen entsprechend qualifizierte Personen
einzusetzen.

(5) Bei der Festsetzung der Beitrdge flir die Betreuung im Betreuungsteil ganztdgiger Schulformen
ist auf die finanzielle Leistungsfahigkeit der Schiilerinnen und Schiiler und der Unterhaltspflichtigen
durch eine soziale Staffelung Bedacht zu nehmen.

(6) Eine bestehende auBlerschulische Betreuung darf nur in begriindeten Ausnahmefallen zugunsten
der schulischen Tagesbetreuung eingeschriankt oder eingestellt werden.

(7) Die Bundeslédnder haben Ausbaupldne im Sinne von angestrebten Zielgrolen gemal § 1 Abs. 1
iiber die geplante Verwendung der Zweckzuschiisse gemill § 2 Abs. 2 bis Ende 2019 zu erstellen und
jahrlich zu aktualisieren. Die Ausbauplidne haben jedenfalls eine Darstellung des Ist-Standes und
ZielgroBen fiir den Ausbau der schulischen Tagesbetreuung und der Ferienbetreuung zu enthalten. Dabei
ist unter Bedachtnahme auf andere regionale Betreuungsangebote auf den Anteil der Schiilerinnen und
Schiiler in ganztigigen allgemein bildenden Pflichtschulen und die rdumliche Verteilung der
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Betreuungseinrichtungen Bezug zu nehmen. Die Ausbaupline sind der zustindigen Bundesministerin
oder dem zustdndigen Bundesminister zur Kenntnis zu bringen und auf der Homepage des zustindigen
Bundesministeriums zu veroffentlichen.

(8) Entsprechend der Zielsetzung geméfl § 1 Abs.2 Z2 werden bei der Entscheidung iiber die
Aufnahme in eine ganztigige Schulform auch besondere pddagogische Bediirfnisse der Schiilerin oder
des Schiilers beriicksichtigt.

(9) Die neben den ganztéigigen Schulformen existierenden, weiteren Betreuungsangebote (zB Horte)
leisten einen wichtigen Beitrag zur Erreichung der in diesem Gesetz angestrebten Ziele (§ 1). Um die
durchgéngig gute Qualitit der unterschiedlichen institutionellen Betreuungsangebote sowie der
auBerschulischen Ferienbetreuung an ganztigigen Schulformen (§ 4 Abs. 3) zu gewéhrleisten, sind bei
der auflerschulischen institutionellen Betreuung von Kindern von 6 bis 15 Jahren folgende Grundsétze
jedenfalls einzuhalten:

1. die Verwendung von qualifiziertem Personal (vergleichbar jenem gemif3 Art. 1 § 1 Z3 und § 3
Z 4 des Bundesgesetzes iiber die Grundsitze betreffend die fachlichen Anstellungserfordernisse
fir die von den Léndern, Gemeinden oder von Gemeindeverbinden anzustellenden
Kindergirtnerinnen, Erzieher an Horten und Erzieher an Schiilerheimen, die ausschlieBlich oder
vorwiegend fiir Schiiler von Pflichtschulen bestimmt sind, BGBI. Nr. 406/1968, oder jenem
gemilB § 8 lit. j sublit. cc des Schulorganisationsgesetzes, BGBI. Nr. 242/1962),

2. eine addquate individuelle Lernunterstiitzung (insbesondere bei Hausiibungen),

3. ein Richtwert fiir die Gruppengréfe von bis zu 25 Kinder,

4. bedarfsgerechte Offnungszeiten,

5. eine den padagogischen und den Erfordernissen der Sicherheit gerechte raumliche Ausstattung.
Die Lander haben der zustdndigen Bundesministerin oder dem zustindigen Bundesminister im Jahr 2025
dartiber einen Zwischenbericht und 2033 einen Endbericht zu legen.

(10) Die Schulerhalter tatigen aufgrund der finanziellen Entlastungen gemil3 § 4 Abs. 2 Investitionen
in die fiir die schulische Tagesbetreuung erforderliche Infrastruktur.

(11) Allfallige den Schulerhaltern zur Errichtung bzw. zum Betrieb der schulischen Tagesbetreuung
gewihrten Fordermittel der Lander bleiben unberiihrt.

Richtlinien

§ 6. Die zustindige Bundesministerin oder der zustindige Bundesminister hat die ndheren
Vorkehrungen, die bei der Gewdhrung von Mitteln an die Schulerhalter nach diesem Bundesgesetz zu
treffen sind, nach Anhdrung der Linder im Einvernechmen mit der Bundesministerin oder dem
Bundesminister fiir Finanzen durch Richtlinien festzulegen.*

9.87 §8und§ 9, jeweils samt Uberschrift, lauten:

wZuweisung der Mittel

§ 7. Die Lénder weisen den Schulerhaltern die Ressourcen gemifl den ihrerseits geschlossenen
Vereinbarungen zu.

Priifung der Voraussetzungen

§ 8. Die Lander iiberpriifen vor der Zuweisung von Mitteln an die Schulerhalter, ob die Erfordernisse
fir die Gewidhrung von Mitteln im Sinne der Zielsetzungen gemil § 1 und entsprechend den
Bedingungen gemal § 5 sowie unter Beachtung der Richtlinien gemél § 6 vorliegen.

Auszahlung der Zweckzuschiisse

§ 9. (1) Die Auszahlung der Zweckzuschiisse an die Lander erfolgt jéhrlich nach vorheriger
bedarfsgerechter Anforderung durch die Lander unter Beriicksichtigung bereits ausgezahlter und nicht
verbrauchter Mittel und der Ausbaupléne gemall § 5 Abs. 7 im Mérz durch das Bundesministerium fiir
Bildung, Wissenschaft und Forschung.

(2) Nicht verbrauchte Mittel eines Jahres sind, sofern sie nicht geméf § 2 Abs. 3 {ibertragen werden,
spétestens im jeweils iiberndchsten Jahr an den Bund zuriickzuzahlen. Nicht verbrauchte Mittel gemal3 § 2
Abs. 2b sind bis spétestens 2022 an den Bund zuriickzuzahlen.*

10. § 10 Abs. 1 lautet:

»(1) Der Bund hat das Recht, den Einsatz sowie die Auswirkung der gewéhrten Mittel einer
Evaluierung zu unterziehen und die widmungsgeméfe Verwendung der Mittel jederzeit zu iiberpriifen.*
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11. In § 10 werden nach Abs. 1 folgende Abs. 1a und 1b eingefiigt:

»(la) Zum Ende des Kalenderjahres hat der Bund von den Léndern den Nachweis iiber die
zweckgebundene Verwendung der Mittel im vergangenen Schuljahr in Form einer Abrechnung zu
erhalten. Die Lénder haben die eingesetzten Mittel (getrennt nach Personalaufwand und Sachaufwand
bzw. Investitionsausgaben), die Form der Tagesbetreuung, die Offnungszeiten der Tagesbetreuung, die
Art des Schulerhalters, die Anzahl der betreuten Schiilerinnen und Schiiler, die Anzahl der
Betreuungsgruppen, die Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler in Ferienbetreuung (§ 4 Abs. 3) und die
Anzahl der Gruppen und der Betreuungstage sowie den jeweiligen Personaleinsatz je einzelner Schule
darzustellen. Weiters hat daraus hervorzugehen, an welchen Schulen es zu einem erstmaligen Angebot
einer Tagesbetreuung bzw. Ferienbetreuung gekommen ist. Sdmtliche Meldungen haben ohne
Personenbezug zu erfolgen.

(1b) Die Lander tiberpriifen die Nachweise fiir die Auszahlung der Gelder an die Schulerhalter sowie
die widmungsgemiBe Verwendung der Mittel durch die Schulerhalter im Rahmen der schulischen
Tagesbetreuung bzw. der Ferienbetreuung (§ 4 Abs. 3) und melden dem Bund etwaige festgestellte
Verstofe. Solche VerstoBe begriinden die Verpflichtung zur Riickzahlung der Mittel.

12. In § 10 Abs. 2 wird die Wendung ,,Zweckzuschiisse und Forderungen™ durch das Wort ,Mittel
ersetzt.

13. § 11 samt Uberschrift lautet:
»Befristete ergiinzende Mittelverwendung

§ 11. (1) Mittel gemalB § 2 Abs. 2b konnen bis zu 5 % befristet in den Jahren 2020 bis 2022 auch zur
Unterstiitzung der pddagogischen Arbeit an den Schulen fiir weitere Personalkategorien eingesetzt werden
(Psychologinnen und Psychologen, Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, Sozialpddagoginnen und
Sozialpddagogen).

(2) Voraussetzung fiir die Mittelverwendung gemél Abs. | ist die Verwendung von Personal, das
vom Bund bereitgestellt wird. Der Aufwand fiir dieses Personal ist dem Bund zu ersetzen, wobei maximal
50 % des Ersatzes aus den Mitteln gemdBl Abs. 1 bedeckt werden diirfen. Den Bund trifft keine
Verpflichtung zur Bereitstellung von Personal.

(3) Aus den Mitteln gemal § 2 Abs. 2b konnen den Schulerhaltern abweichend von § 3 Abs. 2 und
§ 4 Abs. 4 die Hochstbetrdge fiir die Verbesserung der schulischen Infrastruktur geméfl § 3 Abs. la,
hochstens jedoch die nachzuweisenden, tatsdchlich angefallenen Investitionskosten abziiglich allfdllig
gewidhrter Forderungen der Lénder oder Zuwendungen Dritter zur Verbesserung der schulischen
Infrastrukturen der ganztdgigen Schulform, und fiir Malnahmen im Personalbereich gemdll § 4 Abs. 2
und 3 gewéhrt werden.

(4) Diese erginzenden Mittelverwendungen sind in die Abrechnung gemif § 10 aufzunehmen.*

14. Nach § 11 wird folgender § 11a samt Uberschrift eingefiigt:
»Zustindigkeit in den Lindern
§ 11a. Die gesamte Abwicklung im Zusténdigkeitsbereich der Lander erfolgt durch die zustindige
Stelle im jeweiligen Land, vorzugsweise die Bildungsdirektion.*

15. In § 12 wird die Wendung ,,die §§ 2 bis 4 durch die Wendung ,,den § 6 ersetzt.

16. Dem § 13 wird folgender Abs. 4 angefiigt:

(4) §1 Abs. 1, § 1 Abs. 2, die Uberschrift des 2. Abschnittes, § 2 samt Uberschrift, § 3, §4, § 5
samt Uberschrift, § 6 samt Uberschrift, § 7 samt Uberschrift, § 8 samt Uberschrift, § 9 samt Uberschrift,
§ 10 Abs. 1, 1a, 1b und 2, § 11 samt Uberschrift, § 11a samt Uberschrift und § 12 dieses Bundesgesetzes
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 87/2019 treten mit 1. September 2019 in Kraft;
gleichzeitig tritt § 4a samt Uberschrift aufer Kraft.

Van der Bellen

Bierlein

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2019-07-31T17:11:43+02:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT
	1. § 1 Abs. 1 lautet:
	2. In § 1 Abs. 2 wird vor der Wendung „weitere Ausbau“ die Wendung „Erhalt und“ eingefügt.
	3. Die Überschrift des 2. Abschnittes lautet:

	„Anschubfinanzierungsmittel des Bundes“
	4. § 2 samt Überschrift lautet:
	5. § 3 lautet:
	6. § 4 lautet:
	7. § 4a samt Überschrift entfällt.
	8. § 5 und § 6, jeweils samt Überschrift, lauten:
	9. § 7, § 8 und § 9, jeweils samt Überschrift, lauten:
	10. § 10 Abs. 1 lautet:
	11. In § 10 werden nach Abs. 1 folgende Abs. 1a und 1b eingefügt:
	12. In § 10 Abs. 2 wird die Wendung „Zweckzuschüsse und Förderungen“ durch das Wort „Mittel“ ersetzt.
	13. § 11 samt Überschrift lautet:
	14. Nach § 11 wird folgender § 11a samt Überschrift eingefügt:
	15. In § 12 wird die Wendung „die §§ 2 bis 4“ durch die Wendung „den § 6“ ersetzt.
	16. Dem § 13 wird folgender Abs. 4 angefügt:


		2019-07-31T17:11:43+0200
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




